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wissenschafisbezogenes Studium aussuchen kann. Das Angebot ist dabei so differen¬
ziert, daß Dauer und Qualität des Studiums weitgehend ausgeglichen sind.
Für alle Studiengänge ist eine Koordinierung innerhalb der Bundesrepublik not¬
wendig, da sonst kein Wechsel von einer Hochschule zur anderen möglich ist. Schließ¬
lich ist die Fakultät der Meinung, daß alle Studenten zu Beginn des eigentlichen
Studiums die gleichen Voraussetzungen hinsichtlich der Vorbildung aufweisen müssen.
Lücken in dieser Vorbildung sollten durch Vorkurse, die die Hochschule anbietet,
geschlossen und nicht auf die Studiendauer angerechnet werden.

Technische Hochschule Aachen Fakultät für Maschinenwesen

Die Fakultät für Maschinenwesen der RWTH Aachen begrüßt die Absicht des Wis¬
senschaftsministeriums, die Integrierte Gesamthochschule einzuführen, um die Chan¬
cengleichheit und das Angebot an Studienplätzen zu verbessern und nimmt zu den
einzelnen Punkten wie folgt Stellung:

Zu 1. und 2.

1. Die Thesen des Ministers für Wissenschaft und Forschung gehen davon aus, daß
die Form der Integrierten Gesamthochschule die beste Gewähr bietet „das Studium
zu intensivieren, zu verkürzen und von Sackgassen zu befreien, sowie ein gestuftes
System von Studienabschlüssen zu schaffen und die Kapazitäten wirtschaftlich zu
verwenden", ohne gleichzeitig eine überzeugende Begründung für die Annahme zu
liefern. Eine so kostspielige Studienreform ist nur dann sinnvoll, wenn sicher ist, daß
durch diese Maßnahmen die o. g. Ziele erreicht werden und letztlich eine Verbesse¬
rung der Qualität der Auszubildenden erreicht wird. In den vorliegenden Thesen
wird zwar verbal die Integrierte Gesamthochschule angesprochen, aber die Aus¬
führungen behandeln im wesentlichen Teile von Organisationsformen des Über¬
gangsstadiums einer Gesamthochschule. Es wäre besser konkret mit der Neuordnung
der Studiengänge der zukünftigen Gesamthochschule zu beginnen, hiernach haben
sich schließlich alle übrigen Teile der Gesamthochschule bezüglich ihrer Form zu
richten. Ist dieses Ziel klar, so lassen sich leichter eine zweckmäßige Organisations¬
form für die zukünftige Gesamthochschule sowie geeignete Ubergangslösungen finden.
Die Fakultät für Maschinenwesen möchte deshalb vor vorläufigen Änderungen
warnen, durch äußerliche organisatorische Maßnahmen noch schwerfälliger funktio¬
nierende Organisationsgebilde zu schaffen, ohne ein klares Konzept für eine Reform
der Studiengänge zu haben. Die Fakultät ist der Meinung, daß mit einer Neuordnung
der bisher nebeneinander bestehenden Studiengänge der verschiedenen Hochschulein¬
richtungen begonnen werden muß.
2. Eine Intensivierung des Studiums, wie es als Ziel der Landesregierung in der
These 1.2 angegeben ist, ist sicher notwendig, es muß allerdings darauf hingewiesen
werden, daß dies eine entsprechende personelle Verstärkung des Lehrkörpers bedingt,
damit die für die Lehre notwendige Forschung in gleichem Maße verstärkt wird.
Wenn die angesprochene Rationalisierung auf Kosten der Hochschulforschung geht,
müßte dies abgelehnt werden, da sich dann langfristig eine Niveauabsenkung der
Hochschule nicht vermeiden läßt.

Zu 3.

3. Die Fakultät hat ferner erhebliche Bedenken gegen die in der These 3.2 vor¬
gesehene Gliederung der Gesamthochschule in Abteilungen, entsprechend den z. Zt.

25



bestehenden Hochschuleinrichtungen. Diese als Übergangsregelung vorgeschlagene
kooperative Form hat zur Folge, daß dem Senat der Gesamthochschule Kompetenzen
zugewiesen werden, die er aufgrund der bisherigen Erfahren nicht bewältigen kann.
Im Falle der Repräsentation aller Abteilungen und deren Gruppen wird dieser
Senat einer Gesamthochschule so groß und schwerfällig, daß eine effektive Arbeit
sehr fragwürdig erscheint.
4. Außerdem muß die Fakultät der in der These 3.3 festgelegten Auffassung, der
Senat könne notwendige personelle Umbesetzungen vornehmen, energisch wider¬
sprechen. Nach zur Zeit noch geltendem Beamtenrecht sind Hochschullehrer nicht
versetzbar. Es ist also gar nicht möglich, daß Hochschullehrer gegen ihren Willen
versetzt werden. Auch bei Änderung der diesbezüglichen beamtenrechtlichen Vor¬
schriften, die erst nach Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes möglich wäre,
darf niemals der Senat für personelle Umbesetzungen von Hochschullehrern zuständig
sein. Die Fakultät plädiert daher dafür, daß die genannte Stelle der Thesen dahin¬
gehend geändert wird, daß personelle Umbesetzungen von Hochschullehrern nur
durch den Minister auf Vorschlag des Fachbereichs und nur mit Zustimmung des
Betroffenen erfolgen kann.
5. Außerdem bestehen Bedenken gegen die geplante Gliederung der Gesamthochschule
in Abteilungen, da sich bereits gezeigt hat, daß es zwischen den verhältnismäßig
kleinen Fachbereichen und der nächsten Stufe, dem Senat bzw. in Zukunft der Abtei¬
lung, einer übergeordneten Kommission bedarf. Entsprechende Erfahrungen sind
bereits an der Universität Hamburg gesammelt und vom dortigen Präsidenten der
Universität gefordert worden.
6. Wie aus den vorstehenden Ausführungen erkennbar, ist die Fakultät vor allem
an einer Studienreform interessiert, die möglicherweise zu einer Integrierten Gesamt¬
hochschule hinführen kann. Die Fakultät bittet deshalb um Auskunft über die
Zusammensetzung des in der These 2.1 vorgesehenen Beirates und bittet zugleich
um die Möglichkeit sowohl für den Beirat als auch für die Studienreform-Kommis¬
sionen, gegebenenfalls Mitglieder aus der Fakultät benennen zu dürfen. Zumindest
hält die Fakultät es für erforderlich, zu den Beratungsergebnissen des Beirates und
der Studienreform-Kommissionen Stellung nehmen zu können, ehe diese Empfeh¬
lungen in die Tat umgesetzt werden.

7. Schließlich ist die Fakultät der Auffassung, daß Beirat und Studienreform-
Kommissionen nicht allein mit Hochschullehrern, Assistenten und Studenten, also
ausschließlich Angehörigen der Hochschulen, besetzt werden dürfen. Diese Gremien
haben über die zukünftige Berufsausbildung entscheidend zu bestimmen. Solche
Entscheidungen können aber nicht allein aus der Hochschule heraus getroffen werden.
Vielmehr müssen die interessierten gesellschaftlichen Kräfte, also die Abnehmer
der akademisch Ausgebildeten, beratend mitwirken. Denn die Bestimmung der
Ausbildungsziele muß sich weitgehend nach den Erfordernissen der Praxis richten
und darf daher nicht den Hochschulen allein überantwortet werden. Durch die
Beteiligung dieser Kreise könnte man auch der Gefahr begegnen, daß diese in
Zukunft ihre Mitarbeiter selbst ausbilden, wie es teilweise schon heute praktiziert
wird.

8. Im Gegensatz zu These 3.6 erwartet die Fakultät, daß die Studenten ebenfalls
an den Gründungssenaten zu beteiligen sind und den Verbänden der Hochschullehrer,
wissenschaftlichen Mitarbeiter, Studenten und nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern
ebenfalls ein Vorschlagsrecht eingeräumt werden muß.
Ad-hoc-Ausschuß der Fakultät für Maschinenwesen
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